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ihrer Handlung und zu ihren Pflichten Stellung zu neh­
men. Um bei ihnen Hemmungen abzubauen, lassen viele 
Konfliktkommissionen, so z. B. in der Betriebsberufs­
schule Autotrans Berlin, den Jugendlichen zu Beginn der 
Beratung selbst den Ablauf seiner Straftat schildern; dar­
aus ergeben sich Fragen nach Motiv, Einstellung und 
Schlußfolgerung. Die Beratung wird so geführt, daß die 
teilnehmenden Eltern, Lehrer und Kollektivmitglieder zu 
einer kritischen Auseinandersetzung beitragen, die sich auf 
das Gesamtverhalten des Jugendlichen und insbesondere 
auf seine Einstellung zu Ordnung, Disziplin und Leistung 
bezieht.

Die Beratung des gesellschaftlichen Gerichts ist für 
viele jugendliche Straftäter die erste Begegnung mit der 
Konsequenz aus der Verletzung von Strafrechtsnormen. 
Mitunter haben die Jugendlichen noch unklare Vorstellun­
gen über die rechtliche Stellung der gesellschaftlichen Ge­
richte und die Verbindlichkeit ihrer Entscheidungen. Inso­
fern ist es sinnvoll, die Beratung — wie das die Konflikt­
kommission des VEB Metallaufbereitung Berlin macht — 
damit einzuleiten, daß der Vorsitzende kurz in allgemeiner 
Form auf die wichtigsten Fragen eingeht.

Im Ergebnis der Beratung meistens festzulegende Er­
ziehungsmaßnahmen müssen folgerichtig aus der erziehe­
risch geführten Auseinandersetzung hervorgehen. Die Er­
örterung des zu fassenden Beschlusses in Gegenwart des 
beschuldigten Jugendlichen ist von hoher erzieherischer 
Wirkung für ihn. Ohne diesen Teil der Beratung auszu­
dehnen, sollte ihr jedoch größerer Raum gewährt wer­
den. So hat es sich z. B. die Konfliktkommission des Haupt­
postamtes Berlin-Ostbahnhof zur Regel gemacht, daß alle 
Mitglieder sich zu den vorgeschlagenen Erziehungsmaß­
nahmen äußern. Eine solche öffentliche Erörterung trägt 
zum besseren Verständnis bei und macht dem Jugendli­
chen — und auch den anderen Anwesenden — noch einmal 
deutlich, wie die Mitglieder des gesellschaftlichen Gerichts 
ihre Verantwortung verwirklichen, diejenigen Erziehungs­
maßnahmen auszuwählen und anzuwenden, die im Einzel­
fall den Erziehungszweck am wirksamsten erfüllen.

Erziehungsmaßnahmen differenziert anwenden

Bei der Festlegung der Erziehungsmaßnahmen gemäß § 29 
Abs. 1 StGB ist entsprechend den Erziehungserfordernis­
sen zu differenzieren. Häufig wird als „Standardmaß­
nahme“ die Rüge angewandt und von anderen Maßnah­
men kaum oder nur zusätzlich Gebrauch gemacht. Die 
Rüge im Sinne der moralischen Mißbilligung der Straftat 
muß dem Jugendlichen durch die Beratung deutlich wer­
den. Ihr Ausspruch ist immer dann erforderlich, wenn 
die moralische Mißbilligung über die Beratung hinaus 
ausdrücklich fixiert werden muß.

Untersuchungen ergaben, daß die nachhaltigste Wir­
kung mit Maßnahmen erzielt wurde, die die weitere Ent­
wicklung des jungen Menschen sinnvoll unterstützen. Das 
ist vor allem dann der Fall, wenn die Wiedergutmachung 
der Straftat verbunden ist mit fleißigem Lernen, regelmä­
ßiger disziplinierter Arbeit, erfolgreicher Beendigung einer 
Ausbildung. Die Bestätigung solcher abrechenbarer Ver­
pflichtungen erweist sich in der Praxis der gesellschaft­
lichen Gerichte als wirkungsvoll. .

In zunehmendem Maße messen die gesellschaftlichen 
Gerichte der Wiedergutmachung des verursachten Scha­
dens große Bedeutung bei. Das kommt vor allem darin 
zum Ausdruck, daß die Wiedergutmachung bewußt als 
Bestandteil der erzieherischen Einflußnahme betrachtet 
und behandelt wird. Gelangt der Jugendliche dadurch zu 
der Erkenntnis, von sich aus eine entsprechende Ver­
pflichtung zu übernehmen, so äußert sich darin bereits 
vielfach die Einsicht in das Fehlerhafte des strafbaren 
Handelns.

Die Erörterung zur Wiedergutmachung des Schadens 
muß stets zu exakten Festlegungen hinsichtlich der Höhe

des Schadenersatzes und der Art und Weise seiner Reali­
sierung führen. Wird die Schadenersatzleistung nicht ein­
deutig bestimmt, erweckt das besonders bei Jugendlichen 
den Eindruck, daß die Wiedergutmachung gar nicht so 
wichtig sei. Zu prüfen ist auch, ob neben der Wiedergut­
machungsverpflichtung die Zahlung einer Geldbuße als 
Erziehungsmaßnahme in Frage kommt. Dazu ist es not­
wendig, daß in der Beratung die finanzielle Situation des 
Jugendlichen ausreichend aufgeklärt wird. Die Erfahrun­
gen zeigen, daß z. B. bei Schülern schon eine geringe Geld­
buße eine spürbare Wirkung hinterläßt, insbesondere 
wenn sie aus eigenen Ersparnissen zu leisten ist.

Viele gesellschaftliche Gerichte treffen im Beschluß 
•konkrete Festlegungen zur Kontrolle der Realisierung der 
Erziehungsmaßnahmen, einschließlich der Wiedergutma­
chung des Schadens. Das ist richtig, muß aber auch konse­
quent verwirklicht werden. Auch für das gesellschaftliche 
Gericht ist eine Strafsache erst dann abgeschlossen, wenn 
der Beschluß durchgeführt ist. Rechenschaftslegung und 
"straffe Kontrolle fördern eine nachhaltige Wirkung der 
Beratung auf den Jugendlichen und unterstützen damit 
seinen Umdenkungs- und Erziehungsprozeß.

Empfehlungen wirksam ausgestalten

Für viele gesellschaftliche Gerichte ist es bereits selbst­
verständlich, jede Sache dahingehend zu prüfen, ob Emp­
fehlungen an die betreffenden Leiter zur Beseitigung von 
straftatbegünstigenden Bedingungen ausgesprochen wer­
den müssen (§29 Abs. 4 StGB). Häufig ist das bei festge­
stellten Verstößen gegen die Jugendschutzverordnung, ge­
gen das Arbeitsgesetzbuch sowie bei Verletzungen von 
Prinzipien der Ordnung und Sicherheit in Schulen, Be­
trieben und Wohnheimen der Fall. Es spricht für die Auto­
rität der gesellschaftlichen Gerichte und die Qualität der 
Empfehlungen, wenn diese in der Regel auch frist- und 
empfehlungsgemäß beachtet werden. Allerdings ergeben 
sich besonders für Schiedskommissionen in Großstädten 
nicht selten organisatorische Schwierigkeiten daraus, daß 
ihnen die Betriebe oder Einrichtungen, in denen die 
Pflichtverletzungen vorkamen, oft nicht bekannt sind. Aus 
diesem Grund verzichten sie mitunter auf notwendige 
Reaktionen. Ist es nicht möglich, bereits in die Übergabe­
verfügungen exakte Angaben dazu zu machen, hat das 
übergebende Organ dem gesellschaftlichen Gericht die 
notwendigen Daten spätestens in Vorbereitung der Bera­
tung zu übermitteln.

In Einzelfällen richteten gesellschaftliche Gerichte die 
Empfehlung an den Leiter eines staatlichen Organs, mit 
einem bestimmten Personenkreis (z. B. mit Leitern von 
Gaststätten) Gesetzesverletzungen, die Straftaten begün­
stigt hatten, auszuwerten. Solche Empfehlungen haben 
sich zur Verhinderung ähnlicher Gesetzesverletzungen be­
währt und zugleich dazu beigetragen, die Verantwortung 
der örtlichen Staatsorgane bei der Festigung von Gesetz­
lichkeit, Ordnung, Disziplin, und Sicherheit zu stärken.

Koordiniertes Zusammenwirken
der staatlichen und gesellschaftlichen Kräfte

Eine hohe Wirksamkeit der Tätigkeit gesellschaftlicher 
Gerichte ist immer dann zu verzeichnen, wenn die kon­
krete Reaktion auf die Straftat des Jugendlichen als fester 
Bestandteil eines einheitlichen Erziehungsprozesses ge­
staltet wird. Voraussetzung dafür ist ein koordiniertes 
Vorgehen aller im Einzelfall zuständigen staatlichen und 
gesellschaftlichen Kräfte vom Beginn der ersten Ermitt­
lungen bis zur Verwirklichung der beschlossenen Erzie­
hungsmaßnahmen. Hierzu gehört vor allem ein einheitli­
ches Erziehungsziel, die gegenseitige Information über alle 
wesentlichen Fragen und eine gut aufeinander abge­
stimmte Kontrolle über die Durchführung der Maßnah­
men.


